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(1) Ordnungsbehördliche Verordnungen müssen in ihrem Inhalt bestimmt sein. Sie dürfen nicht lediglich
den Zweck haben, die den Ordnungsbehörden obliegende Aufsicht zu erleichtern.

(2) Hinweise auf Bekanntmachungen, Festsetzungen oder sonstige Anordnungen außerhalb der
ordnungsbehördlichen Verordnungen sind unzulässig, soweit die Anordnungen, auf die verwiesen wird,
Gebote oder Verbote von unbeschränkter Dauer enthalten. Soweit ordnungsbehördliche Verordnungen
der Minister überwachungsbedürftige oder sonstige Anlagen betreffen, an die bestimmte technische
Anforderungen zu stellen sind, kann in ihnen hinsichtlich der technischen Vorschriften auf
Bekanntmachungen besonderer sachverständiger Stellen unter Angabe der Fundstelle verwiesen
werden.
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